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Themen des Fachtages 

 

Im Vordergrund des Fachtages standen folgende Themen:   

 

 Die Chancen, die diese niedrigschwelligen Angebote für die Gestaltung einer 

modernen, vielfältigen Betreuungs- und Bildungs-Landschaft an der Schnittstelle 

von familiärer und öffentlicher Betreuung bieten.  

 

 Die qualitativen Rahmenbedingungen, die diese Angebote zu einem fachlich 

hochwertigen und bedarfserfüllendem Angebot machen. Im Rahmen einer 

Posterpräsentation wurden die entwickelten Angebote aufgezeigt und die 

Umsetzungserfahrungen des Modellprojektes dargestellt. 

  

 Die Möglichkeit, sich mit unterschiedlichen Ansätzen der Familienbildung und 

Erhöhung der Erziehungskompetenz vertraut zu machen. 
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1 Grußwort von Sozialministerin Manuela Schwesig zum 

 Fachtag des Modellprojekts „Vielfalt für die Kleinsten“ 

 

Schwerin, 2. Juli 2010 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vom Wunsch nach dem ersten Kind bis hin zur Unterstützung im Alter erleben 

Familien zahlreiche Lebensphasen mit immer neuen Herausforderungen. Mit einer 

nachhaltigen Familienpolitik, die an den unterschiedlichen Bedürfnissen von Familien 

orientiert ist, sorgt die Landesregierung für ein stabiles, verlässliches Gerüst, um 

Familienleben in unserer Gesellschaft zu ermöglichen und zu sichern. 

 

Gerade die frühkindlichen Bildungsprozesse sind Gegenstand aktueller politischer 

Bemühungen. Diese werden durch die einzelnen Bildungskonzepte der Länder 

unterlegt. Bekannt ist, dass besonders früh geschaffene gleiche Bildungschancen 

positiv sind für die individuelle und soziale Entwicklung der Kinder. 

Entwicklungsauffälligkeiten und Entwicklungsverzögerungen, die in frühen Jahren 

entstehen, können später nur mit deutlich höherem Aufwand ausgeglichen werden.  

 

In den nächsten Jahren stellen wir die Weichen für die Gestaltung einer 

Kinderbetreuungslandschaft, die sowohl den qualitativen Ansprüchen als auch den 

quantitativen Vorgaben genügen soll. Diese Entwicklung wird sich vollziehen im 

Spannungsfeld von Kindeswohl, Elternbedarf und den gegebenen 

Finanzierungsmöglichkeiten. 

 

Gerade in den östlichen Ländern, die über ein ausgebautes Betreuungssystem und 

hohe Betreuungsquoten verfügen, kann dieser Prozess zu einer Weiterentwicklung 

der Betreuungslandschaft und einer qualitativen Verbesserung der Angebote für 

Kleinstkinder führen. 
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Wir haben in unserem Land im Bereich der Kindertagesförderung schon viel erreicht. 

Fortschritte in der Gesundheitsförderung von Kindern oder die Bemühungen bei der 

Verbesserung der frühkindlichen Bildung sind Dinge, die mit einem enormen 

Qualitätsschub verbunden waren. 

 

Mit dem neuen Kindertagesförderungsgesetz werden wir außerdem 22 Millionen 

Euro mehr als bisher in die Förderung unserer Kinder und der Einrichtungen, in 

denen sie betreut werden, investieren. Das ist aus meiner Sicht in Zeiten klammer 

Kassen sehr viel Geld. 

 

Auch ein Blick auf die Betreuungsquoten von 95 % im Altersbereich von 3 bis 6 

Jahren und 50 % im Altersbereich von 0 bis 3 Jahren zeigt, dass M-V im 

Bundesvergleich einen der Spitzenplätze einnimmt. Diese Werte stehen für eine 

verlässliche und gute Angebotsqualität. 

 

Es ist bekannt und wissenschaftliche Untersuchungen belegen es immer wieder, 

dass Kinder, die eine Kindertageseinrichtung besuchen, deutlich größere Erfolge in 

ihrer Bildungsbiografie und damit bessere berufliche Entwicklungschancen haben. 

Dies gilt umso mehr für Kinder, die aus Familien kommen, die generell als 

bildungsfern umschrieben werden. 

 

Unsere Gesellschaft ist geprägt durch tiefgreifende wirtschaftliche und soziale 

Veränderungen. Dabei beeinflussen veränderte Lebensbedingungen von Familien, 

zunehmende Entwicklungsauffälligkeiten bei Kindern, ein hoher Altersdurchschnitt 

der Fachkräfte sowie die Auswirkungen der demographischen Entwicklung 

zunehmend Angebot und Ausgestaltung der frühkindlichen Bildung in M-V. 

 

Und genau an diesem Punkt kann die Familienbildung hilfreich sein, denn sie will 

dazu beitragen, die Familie zu stärken und die Kompetenz der einzelnen 

Familienmitglieder weiter zu entwickeln, um damit die Familie für ihre Mitglieder als 

lebens- und liebenswerte Gemeinschaft erfahrbar zu machen. 
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Familienbildung gibt auch Hilfe zur Selbsthilfe, das heißt unter anderem, dass die 

Familien in die Lage versetzt werden, Orientierungspunkte für ihren 

Erziehungsauftrag zu finden. Auch der wirtschaftliche Umgang mit Geld muss 

zunehmend Inhalt von Elternbildung sein, denn Kinder und Jugendliche leben und 

entwickeln ihre sozialen Kompetenzen, ihre Lebensstrategien sowie ihre kulturellen 

Fähigkeiten in Abhängigkeit der ökonomischen Lage ihres Elternhauses. 

 

Familienbildung richtet sich an alle Familien, unabhängig von der sozialen Schicht, 

vom Bildungsstand oder von der Herkunft. Sie soll Unterstützung anbieten, will keine 

Meinungen aufdrängen oder Erziehungsstile aufzwingen. Sie will Familien bei der 

Erfüllung ihrer Erziehungsaufgabe helfen und sie durch konkrete Angebote 

unterstützen. 

 

Dabei sollen vor allem die individuellen Bedürfnisse und Interessen der Familie und 

der einzelnen Familienmitglieder in den unterschiedlichen Lebenslagen und 

Erziehungssituationen berücksichtigt werden. Dazu gehört unter anderem auch die 

Fähigkeit, gewaltfrei Grenzen zu finden und zu setzen. Die Methodenpalette der 

Eltern- und Familienbildung umfasst Informationen und Ratschläge, Elternkurse und 

Elternbriefe, aber auch die Beratung in Fragen der Erziehung und Angebote der 

Familienfreizeit. Ein breites Spektrum an Themen also, das sich an den 

unterschiedlichen Lebenslagen und Lebenssituationen der Familien orientiert, wird 

vermittelt. 

 

Die Inanspruchnahme von Familienbildungsmaßnahmen bedeutet nicht automatisch, 

dass man nicht in der Lage ist, seine Kinder zu erziehen oder liebevoll mit ihnen 

umzugehen. Ich finde, das ist ein großes Anerkennungsproblem der Familienbildung. 

Sie kann so viel geben, wird aber doch immer wieder falsch verstanden und  zwar 

vorrangig von denen, die eben noch nicht daran teilgenommen haben. 

 

Ich gehe grundsätzlich davon aus, dass alle Eltern nur das Beste für ihr Kind oder 

ihre Kinder wollen. Jeder, der an der Erziehung eines Kindes beteiligt ist, steht 

irgendwann mal an einem Punkt, an dem man denkt: „Meine Güte, warum hört 
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dieses Kind einfach nicht?“, oder „Ich hab es meinem Kind 100 Mal erklärt, warum tut 

es einfach nicht, was ich sage?“ Und genau hier steigt die Familienbildung ein. Sie 

hilft zu verstehen, warum Kinder so und nicht anders reagieren, warum sie etwas tun 

und wie ich als Mutter oder Vater darauf reagieren könnte. Und genau das ist eine 

Bereicherung und Erleichterung für alle Eltern. 

Die Vielfältigkeit der Familienaufgaben macht Familienbildung zu einer 

gesellschaftlichen Querschnittsaufgabe. Sie gelingt nur dann, wenn alle Bereiche 

fachübergreifend kooperieren. Institutionen übergreifend, Generationen übergreifend 

und interkulturell soll daher die Zusammenarbeit gestaltet werden, an der sich 

Ärzteschaft, Hebammen, Krankenkassen, Kindertagesstätten, Beratungsstellen, 

Bildungseinrichtungen, Jugendämter, Pflegebereich, Migrationsbereich, Arbeitgeber, 

Wirtschaft, Medien und viele weitere Partnern der Familienbildung beteiligen 

müssen. Gewinnen können bei der Kooperation alle Beteiligten, denn wenn Familien 

kompetent ihre Herausforderungen bewältigen, profitieren all jene, die mit ihnen 

Verbindung stehen. 

 

Deshalb ist es wichtig, jedem Kind optimale Startchancen auf seinem individuellen 

Bildungsweg zu ermöglichen und die Eltern bei der Erziehung zu unterstützen. Hier 

ist es ganz besonders wichtig, alle Eltern zu erreichen, insbesondere diejenigen, die 

die Angebote der Kindertagesförderung bzw. der Elternbildung bisher nicht nutzen. 

Deshalb sollte der Zugang zur Familienbildung erleichtert werden. 

 

Dazu dient das Modellprojekt „Vielfalt für die Kleinsten“. Es wird zeigen, wie Eltern 

deren Kleinkind (noch) keine Kita besucht, Angebote zur Familienbildung nutzen und 

inwieweit sich das Angebot von Kindertageseinrichtungen hin zu Eltern-Kind-Zentren 

im Land erweitern lässt. Solche Angebote tragen außerdem zur Stärkung der 

Bildungs- und Erziehungspartnerschaft zwischen Fachkräften und Eltern bei. Ich 

wünsche Ihnen für die heutige Konferenz viel Erfolg und möchte die afrikanische 

Weisheit, dass es ein ganzes Dorf braucht, um ein Kind großzuziehen, leicht 

umformulieren. 

 

„Es braucht ein ganzes Land, um ein Kind großzuziehen 
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2 Der Blick auf‘s Kind –      
 Anforderung an frühkindliche Bildungsprozesse 

 

Referent: Dr. Jörn Borke   

Niedersächisches Institut für frühkindliche Bildung 
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3 Kindertagesstätten im Kontext der Kinder- und 

 Jugendhilfe 

 

Referentin: Marion Schild 

Leiterin des Jugendamt Landkreis Müritz 
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4. Umsetzungsvorhaben des Modellprojektes   

im LK MÜR

Kindertagesstätten im Landkreis = 58 (Stand Januar 2010)

Ą 6 bei kommunalen,

40  bei freien und

12 bei privaten Trägern

Ą insgesamt 29 Träger im Landkreis

Ą Kapazität 2009 im Ø 4.059 Plätz

Ą Gesamtauslastung 80%

Kindertagespflegestellen

im Landkreis 2009 im Ø 73

Ą mit einer Kapazität von 306 Plätzen

Ą Gesamtauslastung 82,7%
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4. Umsetzungsvorhaben des Modellprojektes   

im LK MÜR
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Verteilung der Betreuungszeiten im Jahresdurchschnitt 2009  
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4. Umsetzungsvorhaben des Modellprojektes   

im LK MÜR

Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag

9.00 – 10.30 Uhr

Familienfrühstück

9.00 – 10.30 Uhr

Familienfrühstück

9.00 – 10.30 Uhr

Familienfrühstück

9.00 – 10.30 Uhr

Familienfrühstück

9.00 – 10.30 Uhr

Familienfrühstück

9.30 – 11.00 Uhr

Basteln und Spiel

9.30 – 11.00 Uhr

Bewegung mit Musik

9.30 – 11.00 Uhr

Sprache (lesen, 

erzählen)

9.30 – 11.00 Uhr

Entspannung und 

Baby-Massage

9.30 – 11.00 Uhr

Lebensberatung

10.00 – 12.00 Uhr

Flexibles 

Betreuungsangebot

10.30 – 12.30 Uhr

Familienessen

10.00 – 12.00 Uhr

Flexibles 

Betreuungsangebot

10.30 – 12.30 Uhr

Familienessen

15.00 – 17.00 Uhr

Spiel und Spaß für 

Kinder bis unter drei 

Jahren

15.00 – 17.00 Uhr

Spiel und Spaß für 

Kinder bis 18 

Monate

Familienangebote „Vielfalt für die Kleinsten“ in einer Kita des LK Müritz
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5. Ausblick

• Entwicklung der Kindertageseinrichtungen zu einem 

Ort an dem Kindertagesförderung und Elternbildung 

unter einem Dach angeboten werden.

• Kita - als ein Haus der Begegnung

• Niederschwellige Unterstützung auch für junge 

Eltern bieten.

• Versäulung der vielfältigen Angebote des SGB VIII 

anstreben.

• Schaffung von entsprechenden Bedingungsgefügen 

anstreben.
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4 Ausbau U3 auf unterschiedlichen Wegen -   
 Angebote für Kinder UND Eltern als Teil der Kindertagesbetreuung 

 

Referent: Detlef Diskowski  

Ministerium für Jugend und Sport 
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5 Erziehungspartnerschaft –     
 Entwicklung in der frühen Kindheit und die wichtige Rolle sozialer Netze 

 

Referent: Prof. Dr. Bernhard Kalicki 

Staatsinstitut für Frühpädagogik (IFP),  

München/ Evangelische Hochschule für Soziale Arbeit  

Dresden (FH) 
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6 Podiumsdiskussion-     

 Familienzentren in Mecklenburg-Vorpommern  

 

Wir hörten von den Anfängen von drei Familienzentren in Mecklenburg- 

Vorpommern. Ich würde Sie, Herr Diskowski, bitten, über die Erfahrungen in 

Brandenburg zu berichten.  

 

Herr Diskowski: Wir erlebten eine große Bereitschaft der pädagogischen Fachkräfte 

vor Ort, sich dieser neuen Herausforderung zu stellen. Ich denke, dass die Erzieher 

die geeignete Berufsgruppe sind, um Eltern-Kind-Gruppen zu begleiten. Allerdings 

brauchen sie Unterstützung. Denn neben der Arbeit mit den Kindern geht es nun 

darum, mit den Eltern zu sprechen, ohne ihnen zu nahe zu kommen. Letzteres 

gehört nicht notwendigerweise zum Handlungsrepertoire von Erzieherinnen. Deshalb 

ist es hilfreich, die Fachkräfte in diesem Punkt zu qualifizieren, damit sie sich mit 

dieser Arbeit sicher fühlen. In Brandenburg wurde diese Qualifizierung mit der 

Projektentwicklung verbunden. D.h., für jene, die an dem Landesförderprogramm 

teilnehmen wollte, gehörte die begleitende Qualifizierung dazu. Die Erzieherinnen, 

die jetzt in diesem Projekt tätig sind und qualifiziert werden, entwickeln praktisch das 

Profil der Eltern- Kind-Gruppen in Brandenburg. Beim Tun gewinnen sie das nötige 

Know-how und ich glaube, so lernt man überhaupt nur. Ich halte es nicht für 

vernünftig, zu behaupten, jemand wüsste, wie eine Eltern-Kind-Gruppe funktioniert 

und entsprechende Qualifikationen anzubieten. Denn überall arbeiten die Gruppen 

verschieden. Dafür braucht man auch verschiedene Kompetenzen. Es gibt Gruppen, 

die haben eine Sozialarbeiterin dabei, andere eine Psychologin. Ich glaube Kita-

Erzieherinnen sind die geeignete Berufsgruppe, die in der Lage sind, das Gespür für 

die entsprechenden Bedarfe zu entwickeln, so wie Kitas der geeignete Ort sind, 

diese Eltern-Kind-Gruppen anzusiedeln.  

 

Wir statten diese Gruppen vom Land Brandenburg mit einer halben Stelle aus. Diese 

Förderung verbinden wir mit der Erwartung, dass die Eltern-Kind-Gruppe mindesten 

sechs Stunden am Tag geöffnet ist. Damit wird deutlich, dass die Arbeit nicht allein 
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durch die Person geleistet werden kann, die diese halbe Stelle hat. Da müssen 

Eltern mitarbeiten. Und das funktioniert übrigens auch prima. Eltern helfen mit, das 

Frühstück vorzubereiten, mittags abzudecken, und vieles mehr. Ich habe keine 

Bedenken, dass sich das ausweitet. Meine Sorge ist eher, ob es uns gelingt, 

derartige Angebote auch in kleinen Dörfern ansiedeln, da, wo nur vereinzelte Eltern 

sind.  

 

Ich teile die Auffassung, dass wir neue Formen der Mitwirkung für die Eltern 

entwickeln müssen, ohne sofort die Frage nach rechtlichen Regelungen und allen 

möglichen Vorschriften, gegen die man verstoßen könnte, aufkommen zu lassen. Wir 

müssen Wege finden, die den Fachkräften vor Ort einen weitestgehenden 

Gestaltungsspielraum lassen. Die Erzieherinnen einer Eltern-Kind-Gruppe bei uns in 

Brandenburg merkten z.B., dass es äußert schwierig war, Eltern mit schwierigem 

sozialen Hintergrund zusammen zu bringen. Sie überlegten, was sie aus der 

 

Maßgabe „Eltern bleiben in der Verantwortung“ machen könnten und fanden einen 

kreativen Weg. Ich bin froh, dass wir nicht schon vorher irgendwelche Regelungen 

aufgestellt haben, die den ausschlossen. Sie sagten nämlich, dass sie drei 

mithelfende Eltern suchen, die auch die Mehraufwandsentschädigung bekommen. 

Gleichzeitig baten sie um Unterstützung aller, um das Frühstück vorzubereiten, 

sauberzumachen, bei besonderen Aktivitäten zu helfen. Alle bleiben in der 

Verantwortung, ohne dass ein Zwang existiert, dass sie die ganze Zeit mit dableiben 

sollten. So muss man kreativ mit Situationen umgehen, muss Lösungen finden und 

die Leistungsvereinbarung bietet dafür einen Rahmen, die verschiedenen Angebote 

zu kombinieren. Wenn das Land bereit wäre, seine Finanzierung pauschal zu 

gestalten, könnten die Kommunen ihre Leistungen für die Bürger bündeln und 

tatsächliche entsprechend der Bedarfe gestalten. Dann hätten die Gruppen 

hervorragende Voraussetzung für Erfolg.  

 

Moderatorin: Was Sie beschreiben, wird heute auch mit dem Begriff 

„Erziehungspartnerschaft“ beschrieben. Wie verändert sich dabei die Rolle der 

Fachkräfte, welche Kompetenzen brauchen sie dazu, Herr Kalicki?  
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Herr Kalicki: Ich halte den Wunsch, die pädagogischen Fachkräfte sollten zu 

Begleiter von Eltern werden, um deren Erziehungskompetenz zu steigern, für eine 

Gradwanderung. In unsere Studie kamen wir zu einem interessanten Befund. Wir 

befragten die Eltern, hauptsächlich die Mütter, nach Verhaltens- und 

Entwicklungsauffälligkeiten ihres Kindes. Die Kinder waren drei bis vier Jahre alt und 

gingen in den Kindergarten. Dabei wurde nach Problemverhalten gefragt, ob jemand 

unruhig ist, ein Kind sich schlecht konzentrieren kann, viel plappert, auf die Nerven 

geht und vielleicht auch ein Verhalten von sozialem Rückzug und Schüchternheit 

zeigt. Das war ein ganzer Katalog von üblichen Auffälligkeiten. Wir baten die 

Erzieherinnen dieser Kinder auch, denselben Fragebogen für dasselbe Kind 

auszufüllen. Dabei sahen wir, dass die Übereinstimmung zwischen Mutter- und 

Erzieherurteil nicht groß ist. Wir befragten die Mütter weiter, um zu sehen, ob sie ein 

positives oder ein kritisches Bild von den Erzieherinnen haben. Dazu gab es einige 

Fragen: Wie viel Kompetenz schreibt die Mutter der Erzieherin zu? Wie sympathisch 

findet sie sie usw.? Was heraus kam, war Folgendes: Das Urteil der Mutter, ob sie ihr 

eigenes Kind als kritisch ansieht, steht nicht im Zusammenhang mit der Beurteilung 

der Erzieherin. Aber je stärker und kritischer die Beurteilung der Erzieherin über das 

Zielkind ausfiel, desto negativer urteilte die Mutter über die Erzieherin. Dabei konnten 

sie nicht wechselseitig sehen, was der andere geschrieben hat. Wir betrachten das 

als Hinweis auf die Zerbrechlichkeit der Erziehungspartnerschaft in der 

Erzieherinnen-Eltern-Beziehung. Wir halten das aber für ein gesundes 

Verhaltensmuster. Wenn uns jemand kritisiert, schützen wir uns, indem wir sagen 

‚Wie kommt der dazu? Hat der überhaupt Ahnung?’ Diese 

Selbstschutzmechanismen sind gesund und kennzeichnen eine gesunde resiliente 

Persönlichkeit. Es zeigt aber, dass die Offenheit für kritische Rückmeldungen bei 

Eltern nicht sehr hoch ist, und insbesondere dann, wenn die Mütter belastet waren, 

sie eine niedrige Partnerschaftsqualität, eine niedrige soziale Unterstützung und 

andere Belastungsfaktoren aufwiesen. D.h. eine Rückmeldung mit kritischen 

Aussagen über den Entwicklungsstand des Kindes, wie sie z.B. auch im 

verbindlichen Entwicklungsgespräch gegeben wird, kann die Beziehung erschweren, 

wenn der Rat nicht erwünscht ist. Also ich halte es für problematisch, wenn eine 
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Erzieherin meint, beraten zu müssen, ohne dass man Mandat von den Eltern 

bekommen zu haben.  

 

Herr Diskowski: Herr Kalicki, Sie sprechen über normale Situationen zwischen 

Erziehern und Eltern in jeder Kita. Das ist nicht spezifisch auf diese Eltern-Kind-

Gruppen bezogen. Diese Probleme haben wir in allen Kitas und auch in allen 

professionellen Beziehungen helfender Berufen.  

 

Herr Kalicki: In der Tat, ja. Eltern-Kind-Gruppen können von pädagogischen 

Fachkräften mit den entsprechenden Beratungsangeboten durchgeführt werden. 

Man kennt ja auch Selbsthilfegruppen oder Elterninitiativen, die nur von Eltern 

organisiert sind. Diese Beratungs- und Informationsangebote für Eltern sind sehr 

sinnvoll. Ich will nur davor warnen, an Punkten, dort wo Handlungsbedarf von 

professioneller Seite entdeckt wird, vorschnell aktiv zu werden. Das sollte sehr gut 

durchdacht sein und braucht als Grundlage eine Vertrauensbeziehung. Vielleicht ist 

es sogar eher ungünstig, wenn die Bezugserzieherin des Kindes diese 

Beratungsfunktion für Eltern übernimmt. Vielleicht macht das besser die 

Einrichtungsleitung oder man schaltet, insbesondere in kritischen Fällen, den 

Fachdienst ein. Das interessiert mich auch bei den Modellprojekten in Mecklenburg-

Vorpommern, wenn Sie sagen, Sie planen ein Beratungsangebot. Beziehen Sie 

dabei einen Fachdienst ein oder wer würde das bei Ihnen machen?  

 

Frau Bartsch (AWO-Schwerin): Bei uns planen wir so: Um für diesen neuen 

Aufgabenbereich zu motivieren, beziehen wir alle Mitarbeiterinnen der Kita mit ein, 

weil wir deren Berührungsängste sehen. Die Anforderungen an die Kitas veränderten 

sich und dabei wurde versäumt, die Qualifizierung nachzuziehen. Dabei finde ich die 

Haltung zu dieser Herausforderung das Wichtigste. Um diese zu entwickeln, 

entschieden wir, die vorgestellten Angebote gemeinsam aufzubauen. Für das Projekt 

bekamen wir 20 Stunden zusätzlich finanziert, die wir auf alle Mitarbeiter verteilten. 

Damit sind alle Mitarbeiterinnen in diesen Prozess involviert und müssen sich auch 

Gedanken machen. Wir sind ein sehr großer Träger und vereinen verschiedene 

Säulen unter einem Dach. Deshalb müssen wir gucken: Wie können wir diese 



 

27 

 

miteinander verbinden? Wie können wir diese vernetzen und wie können wir 

trotzdem verschiedene Professionen unter dem Dach der Kita bündeln? Das wäre 

der zweite Schritt. Wir fangen an mit diesen Angeboten und schauen dann, welches 

Gesamtkonstrukt wir daraus basteln.  

Herr Diskowski: Ich finde Ihren Hinweis sehr wichtig. Er verweist darauf, wie schwer 

schon die normale Erzieher-Eltern-Beziehung ist und wir sollten Eltern-Kind-Gruppen 

nicht als kleine Therapiegruppen verstehen. Es geht, glaube ich, nicht in erster Linie 

darum, Beratungsangebote aufzubauen und zu meinen, wir machen jetzt 

Familienberatung. Dafür gibt es Profis und das ist ein schwieriges Geschäft, das man 

auch nicht mit einem halben Jahr Kurs hinbekommt. Die große Chance von Eltern-

Kind-Gruppen liegt darin, dass sie da sind und den sie den Eltern signalisieren: Wir 

haben Zeit, auch mal zuzuhören und können einen Rat geben, wo Eltern Hilfe und 

Unterstützung kriegen können. Das wichtigstes, was diese Gruppen leisten, ist 

vorzumachen, wie man kleine Kinder begleitet. Meine Empfehlung wäre: Versuchen 

Sie nicht, Therapieangebote zu entwickeln. Das Gute und unschätzbare an diesen 

Eltern-Kind-Gruppen ginge verloren, wenn man den Anspruch zu hoch ansiedelt.  

 

Moderatorin: Ist nicht die große Chance von Eltern-Kind-Gruppen gerade die, 

Verbindungen herzustellen und eine Verbindlichkeit, gerade weil sie von Kitas 

angeboten werden?  

 

Herr Heydorn: Das Land Mecklenburg- Vorpommern fördert in nicht unerheblichem 

Umfang Familienzentren. Wir würden es für richtig halten, wenn die nicht nur in ihren 

eigenen Räumen säßen, sondern mit ihren Angeboten auch in die Kitas gingen. 

Ähnliches soll auch für die Schuldnerberatung gelten usw. Da geschehen bereits 

Vernetzungen. Was mir nicht klar ist: Sind Eltern-Kind-Gruppen tatsächlich für Eltern 

geeignet, die in prekären Lebensverhältnisse leben? Welcher Aufwand muss 

betrieben werden, um solche Eltern zu erreichen? Ich sehe folgendes 

Spannungsfeld: Auf der einen Seite das Thema Betreuung, gerade im dünn 

besiedelten Raum. Auf der anderen Seite auch das Thema Qualität. Im Land 

Mecklenburg-Vorpommern müssen wir in einem erheblichen Umfang 

Entwicklungsverzögerungen bei Kindern beklagen. Eine Untersuchung der 
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Universität Rostock kommt zu dem Ergebnis, dass zwölf Prozent der Kinder in 

Rostock und auf Rügen bei der Einschulung sonderpädagogischen 

Betreuungsbedarf haben. Ich kenne Ergebnisse von Einschulungsuntersuchungen, 

bei denen 25 Prozent der Kinder sprachlich nicht entwickelt sind. Unser Land hat den 

größten Anteil von Kindern mit sozialen Entwicklungsverzögerungen. Es hat den 

größten Anteil von Kindern mit motorischen Schwierigkeiten, mit Kindern, die zu dick 

sind usw. Daraus leiten sich qualitative Ansprüche an die Kitas und die sie 

unterstützenden Experten ab. Meine Frage ist: Sind diese alternativen 

Betreuungsformen tatsächlich eine Antwort auf diese Befunde? Kann durch diese 

Arbeit etwas verändert werden und ist die notwendige Fachlichkeit vorhanden?  

 

Frau Christ (Publikum): Ich komme von Amt für Jugend und Soziales in Rostock und 

habe eine Frage zu den 5 Millionen €, die für soziale Brennpunkte ausgegeben 

werden sollen. Ich warne davor, strenge Vorgaben zu machen und zu sagen: ‚Nur 

wenn ihr das und das in der Kooperation tut, bekommt ihr Geld!’ Mein Appell geht in 

die Richtung: Lassen Sie den Kommunen die Freiheiten, um mit den Eltern und 

Trägern das zu installieren, was vor Ort gebraucht wird. Diese Zusammenlegung der 

Ämter von „Jugend und Soziales“ in Rostock war nicht einfach und bringt uns den 

Vorteil, dass wir einen Gesamtblick auf die Familie haben. Wir haben schon so viele 

Ideen, was das gemeinsame Lernen von Behinderten und Nicht- Behinderten und die 

Umsetzung des Bildungskonzeptes betrifft. Dafür brauchen wir diese Freiheit: Unsere 

Zeit für die Umsetzung der Konzepte und nicht für das Schreiben von Anträgen und 

Berichten zu nutzen.  

 

Aus dem Publikum: Ich bin Leiterin der DRK- Familienbildungsstätte in Rostock und 

möchte sagen, dass wir durchaus bildungsferne Familien mit unseren Kursen 

erreichen. Wir gehen aber auch da hin, wenn wir sie nicht kommen. Wir gehen in die 

Einrichtungen und arbeiten dann individuell mit den Eltern. Wir sitzen nicht irgendwo 

und warten, sondern wir gehen raus. Beides muss es geben, weil Eltern auch mal 

raus aus der Einrichtung wollen und frei reden, wenn sie den Eindruck haben, sie 

können das in der Kita nicht tun. 

 



 

29 

 

Herr Deiters: Im bundesweiten Vergleich haben wir in Mecklenburg-Vorpommern ein 

sehr gut ausgebautes Kinderbetreuungssystem, gerade was die frühkindliche 

Betreuung anbelangt. Wir stellen aber gleichzeitig fest, dass viele Schulabgänger 

ohne einen Hauptschulabschluss ihre Schullaufbahn beenden. Damit sind wir im 

bundesdeutschen Vergleich Schlusslicht. Deshalb stellt sich die Frage, ob die 

wissenschaftlichen Untersuchungen stimmen, die behaupten, je mehr in die 

Kindertagsbetreuung und die frühkindliche Bildung investiert wird, desto mehr 

bekommt die Gesellschaft anschließend zurück. Das scheint in der Praxis noch nicht 

zu funktionieren. Darüber machen wir uns Gedanken. Im Land Mecklenburg-

Vorpommern geben wir mit dem neuen KiFög mehr Geld ins System. Aber ich 

glaube, wenn man den Fokus nur auf die Kitas richtet und sich nur die Kinder 

ansieht, ist das zu kurz betrachtet. Man kann die Kinder aus meiner Sicht acht, neun 

vielleicht auch zehn Stunden pädagogisch betreuen. Wenn die Kinder dann aber ins 

Elternhaus kommen und eine andere Lebenswirklichkeit vorfinden, kann das über 

den Tag erarbeitete innerhalb von ein, zwei Stunden wieder dahin sein. Deswegen 

finde ich die Veranstaltung und diesen Ansatz richtig. Wenn wir wirklich etwas 

erreichen wollen, müssen wir über die Kita hinaus denken. Ich bin dankbar, dass das 

Thema Elternarbeit ins KiFög mit eingeflossen ist. Damit sind nützliche 

Rahmenbedingungen gegeben. Nun müssen die Aufgaben vor Ort gelöst werden. 

Ich glaube auch nicht, dass wir neue Regelungen brauchen. Problematisch ist 

manchmal das Geld vor Ort. Man darf nicht alleine den Kita-Topf betrachten, sondern 

sollte das eine oder andere miteinander verbinden. Ich halte diese Eltern-Kind-

Zentren tatsächlich für ein System der Zukunft und wir sollten sie nicht nur auf 

Modellprojekte und soziale Problembereiche und -regionen beschränken. Ich finde, 

sie sollten in jeder Kita implementiert werden.  

 

Herr Diskowski: Ich danke Ihnen für diese Zusammenfassung, möchte aber auf ein 

Problem aufmerksam machen. Im Land Brandenburg sind wir qualitativ ziemlich 

schlecht aufgestellt. Wir haben eine Erzieherkonstellation von 1:18, jetzt 17. Damit 

schaffen wir keine Situation in der es gelingt, die bildungsförderlichen Prozesse zu 

entwickeln, die für die Kinder notwendig sind. Ich war selbst Horterzieher und weiß, 

wie viel Zeit man damit verbringt, zu disziplinieren, wenn die alle durcheinander 
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rasen. Wir brauchen grundsätzlich einen anderen Blick auf das Feld. Weil das Geld 

nicht beliebig vermehrbar ist, weder Kommunen noch Land im Geld schwimmen, 

müssen wir das Geld intelligent einsetzen. Und deswegen glaube ich, kann es nicht 

gehen, Eltern durch Erzieher freizusetzen. Vielmehr müssen wir die Eltern 

mitnehmen. Das ist das Modell, das wir fahren müssen. Wir müssen dabei 

tatsächlich auf die Qualität achten, sonst kann uns mangelnde Wirksamkeit 

vorgehalten werden.  

Moderatorin: Wie können diese niedrigschwelligen Hilfen und Angebote jenseits von 

Modellprojekten finanziert werden? Welche Vorstellungen gibt es dazu von den 

Ländern?  

 

Frau Schild: Der Artikel 6 des Grundgesetztes gibt in erster Linie den Eltern Rechte 

und Pflichten auf. Dann erst kommt das Jugendamt. Ich betone das deshalb, weil wir 

in den Ämtern und in unseren Funktionen oft mit einem Helfersyndrom agieren. Aber 

wir müssen auch die Eltern in die Pflicht nehmen. Ich stimme zu, dass es die 

Aufgabe der Jugendämter ist, gemeinsam mit unseren Partnern die jeweiligen 

Bedürfnisse vor Ort zu analysieren. Dafür gibt es die Jugendhilfeplanung, um dann 

genau zu schauen, wo das Geld letztendlich hingeht. Zu Frage der Finanzierung: Ich 

denke, dass es zunächst der Modellprojekte bedarf, um etwas auszuprobieren. So 

verstehe ich auch die dargestellten Angebote, zunächst zu zeigen „Wir sind da“, 

niederschwellig, genau wie der allgemeine Arzt, der weiß, wann er loslassen und 

zum Spezialisten schicken muss. Ich finde, wir müssen erst einmal beginnen und 

wenn etwas gewachsen ist, müssen wir schauen, dass wir die Finanzierung für 

diesen Bereich bekommen. Mein Credo ist: Wenn ich als Amt davon überzeugt bin, 

muss ich gemeinsam mit allen Partnern von Land, Kreis, Eltern und Kommune über 

Leistungsvereinbarungen versuchen, diese Angebote zu finanzieren. Gegenwärtig 

sind 51 Prozent der unter Dreijährigen in den Einrichtungen. Für den andere Großteil 

eröffnet das KiFög uns Ämter eine Chance. Ein Kind, dessen Mutter z.B. keinen 

Bedarfsanspruch hat, aber an der Ausübung der Personensorge gehindert ist, kann 

das Kind über Sonderbedarf auch in die Einrichtung gehen. Aber es besteht auch die 

Möglichkeit, ihr alternativ über dieses Modellprojekt Angebote zu machen. Das 

müssen wir sehen. Wir haben das Projekt auch im ASD vorgestellt, damit unsere 
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Bezirkssozialarbeiter Eltern dieses niedrigschwellige Angebot vorschlagen können. 

Wir werben dafür beim Frauenarzt, beim Bäcker. Überall werden Flyer ausgelegt, 

damit wir die Eltern informieren. Wir probieren so, sie zu erreichen und nach einer 

gewissen Zeit werden wir auswerten, ob das aufgegangen ist. Natürlich werden wir 

die Brandenburger Erfahrungen einbeziehen. Herr Hamm: Ich finde, wir sollten 

aufpassen, dass wir bestimmte Angebote und Einrichtungen nicht durcheinander 

schmeißen. Jedes Elternteil mit Kindern, auch unter drei Jahren, soll ein Angebot 

bekommen. Mit dem Modellprojekt haben wir eine Möglichkeit, ohne schon ein 

institutionelles Angebot zu machen, einen relativ niederschwelligen Einstieg zu 

bekommen. Wenn wir über den Personalschlüssel reden ärgert mich das. Dabei 

steht nicht das Kind im Mittelpunkt der Betrachtung, vielmehr reden wir dann von der 

Arbeitsbelastung für Erzieherinnen. Die ist gewiss groß. Aber ich wünsche mir, die 

Bedürfnisse vor Ort zu sehen und darauf flexibel zu reagieren. Mit den scharfen 

Vorschriften, die im Gesetz fixieren werden, haben wir vor Ort keine Chance etwas 

auszuprobieren, flexibel zu reagieren, auf das was die einzelne Einrichtung will, auf 

das, was die Eltern wollen. Und wenn wir das jetzt als Modellprojekt tun, müssten wir 

eigentlich eine gesetzliche Regelung haben, die ermöglicht, so etwas zu finanzieren. 

Die Kommune will ihren, wenn auch geringen und freiwilligen Beitrag dazu leisten. 

Wenn diese Angebote aber dauerhaft installiert werden, brauchen wir eine offenere 

Regelung. Ich weiß nicht, ob dabei ein Personalschlüssel genannt werden muss. Ich 

will auch nicht auf Fachlichkeit verzichten. Aber es gibt eine Menge Berufsgruppen, 

die mit den Assistenzkräften im Gesetz beschrieben sind und sie einzubeziehen 

kann günstiger sein, ohne dass damit weniger wertvolle Arbeit geleistet wird. Dafür 

möchte ich werben, weil ich befürchte, wir werden in ein paar Jahren schöne 

Einrichtungen haben, die wir aber nicht aufmachen können, weil die Vorgaben des 

Gesetzgebers nicht erfüllbar sind. Herr Heydorn: Ich kann nicht erkennen, dass wir 

die Dinge verregeln. Es wurden diese fünf Millionen Euro angesprochen, die im Land 

Mecklenburg-Vorpommern für die individuelle Förderung ausgeben werden können. 

Die Verteilung dieser Gelder ist relativ einfach. Wir orientieren uns dabei an der 

Ebene der Kreise und kreisfreien Städte, also die Jungendhilfeträger. Maßstab für 

die Verteilung ist im ersten Schritt der Anteil der Elternbeiträge, die durch den 

örtlichen Jugendhilfeträger übernommen werden. Das würde bedeuten, dass der 



 

32 

 

Landkreis Uecker-Randow, in dem 60 Prozent der Elternbeiträge vom 

Jungendhilfeträger übernommen werden, deutlich mehr aus diesem Topf bekommt, 

als der Landkreis Ludwigslust, in dem wesentlich weniger Elternbeträge vom 

örtlichen Jungendhilfeträger übernommen werden. Der zweite Schritt, d.h. die 

Verteilung der Gelder des örtlichen Jugendhilfeträgers auf die Einrichtungen, folgt 

dem gleichen Schema. Damit bekommt beispielsweise eine Kindertagesstätte im 

sozialen Brennpunkt wie in Schwerin auf den Dreesch mehr Geld als die 

Kindertagesstätte im Schlossgarten oder als der katholische Kindergarten, der ja 

auch mitten in der Stadt liegt. Was allerdings die Kindertagesstätten mit diesem Geld 

machen, obliegt ihrer Zuständigkeit. Sie können einen Sozialarbeiter einstellen, der 

sich auf das Thema Elternarbeit konzentriert. Sie können eine zusätzliche Erzieherin 

einstellen, um die Gruppengröße zu verringern. Das halte ich für eine vernünftige 

Regelung, weil wir erreichen wollten, dass das Geld dort ankommt, wo es am 

dringendsten gebraucht wird: bei den Kindern mit Auffälligkeiten. Das ist ein erster 

Schritt. Ich bin auch überzeugt, dass der Personalschlüssel von 1 zu 17 in der Kita 

nicht ausreichend ist, um da eine gute Arbeit zu leisten. Aber sie wissen, Politik ist 

ein Konsensbildungsprozess. Wir haben nicht nur Sozialpolitiker in der Fraktion, 

sondern auch Finanzpolitiker und andere Ressorts haben auch Wünsche. D.h., die 

22 Millionen, die wir jetzt ab dem Jahr 2012 im vollen Umfang zur Verfügung stellen, 

das ist eine Menge Geld für dieses Land, wenn auch nicht ausreichen. In der 

nächsten Legislaturperiode wird das weiter unsere Baustelle sein. Wir müssen 

sehen, dass wir mit dem Personalschlüssel weiter verringern und wir müssen vor 

allen Dingen auch sehen, dass wir besser über die Kinder und ihren 

Unterstützungsbedarf Bescheid wissen. Die ersten Informationen, die wir jetzt über 

die Entwicklungsstände bekommen, erhalten wir mit der Einschulungsuntersuchung. 

Erst dann wissen wir, wie viele Sprachauffälligkeiten wir haben. D.h. das System, 

das wir jetzt einführen wollen, soll letztlich auch Informationen liefern, wie es in den 

Einrichtungen aussieht. Wie viele Kinder haben wir denn im Alter von drei bis vier in 

den einzelnen Einrichtungen mit Sprachauffälligkeiten? Solche Informationen 

brauchen wir als Politiker dringend, um auch argumentieren zu können. Wenn ich 

Fakten auf den Tisch legen kann, bin ich als Sozialpolitiker in einer ganz anderen 

Situation, als wenn ich da mit irgendwelchen Argumenten arbeiten muss, die zwar 
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schlüssig sind, die aber letztendlich nicht derartig stichhaltig dokumentieren wie die 

Situation ist. Also ich habe nicht den Eindruck, dass wir etwas überregulieren. Ich 

kann nur die Auffassung teilen, dass das System der Leistungsverträge eine sehr 

gute Lösung ist, um der individuellen Situation der Kitas Rechnung zu tragen. Daran 

wollen wir festhalten. Noch ein Satz dazu, dass in erster Linie die Eltern den 

Erziehungsauftrag haben. Das weiß ich auch. Wie aber gehen Sie damit um, wenn 

Sie feststellen, dass immer mehr Eltern aus unterschiedlichsten Gründen diesen 

Erziehungsauftrag nicht wahrnehmen können, dass sie sich einfach nicht adäquat 

um ihre Kinder kümmern können? Natürlich ist an der Stelle auf Grund unserer 

Auffassung vom Sozialstaat auch der Staat gefragt. Er muss kompensatorisch 

wirken, um – soweit ihm das möglich ist - für einen entsprechenden Ausgleich Sorge 

zu tragen. 

 

Herr Kalicki: Sie haben sehr plausible Vorüberlegungen vorgestellt, diese 5 Millionen 

Euro möglichst zielgenau ins Feld zu geben. Es gibt, wenn man in verschiedene 

Bundesländer oder Kommunen schaut, clevere Modelle. Eins ist das Modell der 

Münchner Kommunal- und Sozialpolitik. Dort hat man eine eigene Förderformel 

entworfen. Dort gibt es eine projektbezogene Finanzierung, abhängig von Besuchs- 

und Buchungszeiten der Kinder und es wird die Zusammensetzung dieser Gruppe 

gewichtet. Gibt es besondere Bedarfe, Kinder mit besonderem Förderbedarf, wie 

hoch ist die Migrantenquote? Die Idee ist hierbei, diese Förderquote für die Kitas 

hochzufahren in Abhängigkeit von der Komposition der Gruppe und das zu knüpfen 

an die Sozial- und Bildungsberichterstattung auf der Ebene der Kommunen. Das ist 

organisiert, dass bezogen auf Grundschulbezirke, geschaut wird, was bewirkt das? 

Mit Hinblick auf Schuleingangsuntersuchungen, Übertrittsquoten. Meine Kritik an der 

Bildungspolitik ist die, dass es weithin Strohfeuer sind. Ich denke, man muss diese 

Sachen nachhaltig implementieren. Man muss auch die Zielgerichtetheit der 

Investitionen organisieren, um zu überprüfen, greifen diese Maßnahmen, um die 

intendierten Ziele zu erreichen. Was mich andererseits als Beobachter immer wieder 

wundert, ist folgendes. Wir sehen die Verschuldung, sehen dass die Kommunen und 

Länder kaum handlungsfähig sind. Ich bin überrascht bis empört, wie sich dann die 

Länder darin überbieten, Eltern von Elternbeiträgen freizustellen, obwohl wir wissen, 
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das System der Tagesbetreuung ist chronisch unterfinanziert. Durch diese 

Maßnahme werden Eltern besser gestellt, die die Mittel hätten und sie auch gerne 

ausgeben und es landet nicht ein Euro mehr im System. Ich bin in Kontakt mit 

Referaten in Sozial- und Bildungsministerien in verschiedenen Bundesländern. Die 

Situation ist die, dass die Fachleute sagen ‚Es ist ein Unsinn!’. Aber sie gestehen 

auch ein, dass sie es nicht mehr stoppen, weil sich einige zu weit hinaus gelehnt 

haben. Ich denke hier müssen wir als Fachexperten, sowohl von der Politik und 

Administration, von den Träger- und Berufsverbänden und der Wissenschaft die 

Finger immer wieder auf die wunden Punkte legen und dann auch eine vernünftige 

und rationale Politik einfordern.  

Herr Hamm: Dieses Münchner Modell ist mir bekannt und genau das sind ja unsere 

Überlegungen gewesen. Wir versuchen mit der Maßnahme, die wir jetzt umsetzen, 

die Dinge zueinander zu führen. Wir haben auf der einen Seite die Vorstellung, die 

Gelder möglichst einfach, aber treffsicher nach unten zu geben und dann letztendlich 

der Einrichtung, die ihr Klientel ja viel besser kennt als die Politik, die Möglichkeit zu 

geben, diese Mittel fachgerecht zu verwenden. Auf der anderen Seite 

implementieren wir jetzt im KiFög eine entsprechende wissenschaftliche Evaluation. 

D.h. es werden Daten erhoben und wir werden im Verlauf der nächsten Jahre 

wissen, wie die Dinge, die wir uns ausgedacht haben, wirken. Das ist für mich ein 

ganz wichtiger Aspekt. Wie gesagt bin ich anfangs auch eher der Meinung gewesen, 

man sollte das individuell machen. Die Einrichtungen hätten das Geld für ein 

einzelnes Kind beantragt. Das aber wäre vom Verwaltungsaufwand nicht zu machen 

gewesen. Sie dürfen nicht vergessen: Sie schildern das Herangehen der Stadt 

München. Was wir machen, ist Sache des Landes Mecklenburg- Vorpommern und 

ich habe den Eindruck, bei uns wird sehr schnell vergessen, dass für die 

Kindertagesbetreuung nach SGB 8 eigentlich die örtlichen Jugendhilfeträger 

zuständig sind und die auch noch jede Menge Möglichkeiten haben, die Dinge zu 

realisieren.  

 

Herr Deiters: Ich möchte fragen, was kann ich auf der Grundlage des beschlossenen 

KiFöGs machen? Mit dem Gesetz werden Landesmittel pauschal in die Landkreise 

und kreisfreien Städte gegeben, bemessen nach einem Verteilungsschlüssel, der 
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sich am Kind orientiert. Wie die Jugendämter diese Mittel konkret einsetzen in den 

Leistungsentgeltvereinbarungen, ist Sache der Jugendämter. Wir sollten uns davor 

hüten, gegenüber der Landesregierung hierfür oder dafür noch mehr Geld ein zu 

fordern, sondern zu sagen: ‚Das ist Verteilerschüssel der Mittel und jetzt geht es 

einfach darum, dass wir uns die besten Modelle raussuchen!’ Dass wir gucken, was 

gibt es, nicht nur bei uns im Land, sondern auch mal über den Tellerrand hinaus 

gucken: Was können wir mit diesem Geld tatsächlich machen? Wir hörten von guten 

Modellen und deshalb sollten wir nicht warten, dass irgendetwas noch geregelt wird, 

sondern sie mit den vorhandenen Mitteln umsetzen. 

 

 

Moderatorin: Welche Spielräume sind tatsächlich vorhanden?  

 

Herr Deiters: Die Freiheiten sind da. Das kann der örtliche Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe in den Leistungsvereinbarungen regeln. Er muss nur sagen, was er 

bestellen will, welche Leistungen er von der Kita haben will. Dazu braucht er natürlich 

eine vernünftige Bedarfsplanung. Und ich gebe Ihnen Recht, bei der Bedarfsplanung 

haben wir ein paar Probleme. Eins davon ist, dass in zahlreichen Landkreisen und 

kreisfreien Städten die Stellen des Sozialplaners die ersten Stellen waren, die der 

Haushaltskonsolidierung zum Opfer gefallen sind. Wenn wir keine vernünftige 

Bedarfsplanung haben, ist es schwierig zu sagen, wie das Geld sinnvoll ausgeben 

werden soll. Herr Hamm: In den Verordnungsentwürfen zur Umsetzung des KiFögs 

sind weit mehr Regelungen enthalten, als nur „einfach runtergehen und ihr könnt 

verteilen“. Denn irgendwann kommt auch jemand und kontrolliert, wie werden diese 

Mittel konkret eingesetzt werden und man muss sich dafür rechtfertigen können und 

dann ist der kleine Mitarbeiter, der vielleicht etwas großzügiger war, derjenige, den 

man steinigt. Außerdem gibt es natürlich Spielräume für den örtlichen Träger. Ich 

halte das auch für die richtige Richtung. Man muss mehr Vertrauen haben, in das, 

was auf der unteren Ebene läuft. In Uecker-Randow besteht eine hervorragende 

Zusammenarbeit mit der Kleinen Liga. Die würden wir weiter entwickeln und doch 

stoßen wir an Grenzen, wie dieses Geld einsetzt werden darf. Bei den 

Kostenverhandlungen sitzen vier Partner am Tisch und wir müssen darauf achten, 
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dass die Elternbeiträge nicht ins Unermessliche hochschießen. D.h. also, für alle 

Dinge, die ich außerhalb der eigentlichen Förderung der Einrichtung anbiete, nehme 

ich Geld aus dem System. D.h. automatisch beteiligen die Kostenträger sich dann 

entsprechend mehr. Das gilt sowohl für den Landkreis, als auch für die Gemeinde. 

Es gibt durchaus einige Bürgermeister, die in den Kostenverhandlungen nicht ihr 

Einvernehmen erteilen, weil sie sagen, sie müssen selber mittlerweile mit jedem Euro 

rechnen. In meinem Kreis gibt es ein Defizit und wir kümmern uns seit Jahren um die 

Haushaltskonsolidierung. Und doch haben die Eltern einen Anspruch darauf, dass 

die Elternbeiträge für sie bezahlbar bleiben. In diesem Spannungsfeld bewegt sich 

Jugendhilfe und ganz so einfach ist es nicht, frei zu entscheiden.  

 

Moderatorin: Zum Abschluss möchte ich jeden von Ihnen bitten zu sagen, was Sie in 

Ihrem Amt, in Ihrer Funktion unter dem Motto „Es gibt nichts Gutes, außer man tut 

es“ leisten können.  

 

Herr Grabow: Ich sehe die Bedeutung einer guten Verordnung. Auch das kostenlose 

Mittagessen hielten wir für eine gute Tat, ehe die Verordnung zu kompliziert wurde. 

Lassen Sie uns also in zwei Jahren schauen, ob wir eine gute Verordnung formuliert 

haben. Außerdem halte ich es für notwendig, mehr zu vernetzen. Als Rostocker, 

sehe ich im Stadtteil Kulturzentren und die Kitas und glaube, an der Stelle haben wir 

noch mehr Vernetzungspotenziale. Ich glaube nur nicht, dass die sich von alleine 

finden. Und wenn ich bei Projekten sehen, dass zusätzliches Personal hat, das die 

Vernetzungsarbeit übernimmt, dann weiß ich, woran wir arbeiten müssen.  

 

Herr Heydorn: Wir müssen die normative Kraft des Faktischen anerkennen, wie sie 

z.B. die Situation im Landkreis Uecker-Randow beim Thema 

Kindertagesstättenbetreuung ist. Im Gesetz steht, dass für jedes Kind ab drei Jahren 

ein Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz besteht. Wie ist das zu realisieren? 

Es kann ja von niemandem erwartet werden, dass er sein Kind ins Auto setzt und 35 

km durch die Gegend fährt. D.h. also, auch wir haben Interesse daran, dass das 

Thema Kindertagesstättenbetreuung in Kontexten wahrgenommen wird, wo es gar 

nicht mehr um die Kita mehr gehen kann, weil keine mehr da ist oder weil das Thema 
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Randbetreuungszeiten eine Rolle spielt, die auch so durch das System nicht 

gewährleistet wird. Natürlich ist es auch im Interesse des Landes, auch in dünn 

besiedelten Räumen eine Kindertagesbetreuung zu gewährleisten. Das muss man 

vielleicht deutlicher machen. Wir sind gern bereit, solche Anliegen zu unterstützen 

und dafür zu sorgen, dass Ihnen entgegengekommen wird, wo es erforderlich ist.  

 

Herr Diskowski: Ich kämpfe nicht dafür, dass es mehr Geld gibt. Ich sehe vielmehr, 

dass der Ball jetzt in der Praxis liegt und es darum geht, gute praktische Beispiele zu 

finden, wo es wirklich sehr gut läuft. Ich will dafür sorgen, dass auf dem Kitaportal 

vom Land Brandenburg die guten praktischen Beispiele aufgenommen werden, 

damit diejenigen, die sich in der Praxis Gedanken um Alternativen machen, aus 

einem Fundus von Ideen schöpfen und sie vielleicht auch vor Ort das beste Beispiel, 

das für sie vor Ort auch passt, umsetzen können.  

 

Frau Schild: Ich sehe uns als Jugendämter nicht als Fachämter, die etwas verwalten, 

sondern als Ämter die gestalten. Das ist mir ganz wichtig, sich den Luxus zu leisten, 

zu gestalten. Vor den Hintergrund unser Diskussion sage ich jetzt: Einfach anfangen!  

 

Herr Hamm: Wir beginnen mit den hier vorgestellten Angeboten und werden das 

analysieren. Wir sind mit den Trägern im Gespräch und werden im September mit 

den Trägern vor Ort die Weichen für die Umsetzung des KiFög stellen. Dort besteht 

noch Regelungsbedarf für die Vorbereitung des Jahres 2011. Die Frage bleibt: Sind 

die Ergebnisse nach der Modellphase so positiv, dass man sie erweitern kann? Das 

muss das Ziel sein, dass wir dieses Angebot auch flächenmäßig ausweiten können 

und es nicht nur auf drei oder vier Standorte beschränkt bleibt. Die Frage bleibt: 

Kriegen wir es wirklich aus dem System finanziert oder was müssen wir zusätzlich 

tun, um hier eine belastbare und dauerhafte Finanzierung zu bekommen. 

Modellprojekte haben einen Anfang und haben ein Ende. Oft haben wir dann auch 

Bedarfe geschaffen. Darin liegt mein persönlicher Schwerpunkt: Wir können nicht 

einen Abbruch herbeiführen und dann sagen ‚Das war’s. Das muss dann dauerhaft 

laufen. 
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Moderatorin: Auch an die beiden Wissenschaftler die Frage, was Sie aus Ihrer Warte 

für den Kontakt der Erzieherinnen mit den Eltern für besonders wichtig halten?  

 

Herr Boelke: Es wurde die Frage aufgeworfen, ob sich Investitionen in frühkindliche 

Bildung immer auszahlen. Ich glaube, prinzipiell tun sie das schon. Dennoch muss 

auch gefragt werden, wie die frühkindliche Bildung zu verändern ist, in welchen 

Bereichen. Es gibt ziemlich überzeugende Befunde, dass die ganze Pädagogik und 

Psychologie sich an der euro-amerikanischen Mittelschicht orientiert. Für andere 

Länder oder Schichten müssen andere Modelle verfolgen werden. Wir bemühen uns, 

systematische Konzepte für eine kultursensitive Pädagogik zu erarbeiten, weil aus 

unserer Sicht dort Schwierigkeiten entstehen. Es gibt eine Menge Wissen darüber, 

wie Entwicklungspfade auch kulturell unterschiedlich laufen können, aber noch keine 

wirklich durchdachten pädagogischen Konzepte, die das berücksichtigen können. 

Das würden wir gerne mit der Hoffnung zur Verfügung stellen, dass frühkindliche 

Bildungsprozesse idealer auf unterschiedliche Familien, Schichten und 

Migrationshintergründe abgestimmt werden. Und das es dazu führen kann, dass der 

Kontakt zu Eltern besser wird, dass Kinder sich besser entwickeln.  

 

Herr Kalicki: Ich ziehe als ein Fazit die Notwendigkeit, dass die verschiedene 

Akteure, die für unsere Kinder verantwortlich sind, die Eltern und Erzieher, auch 

Grundschulpädagogen, die Jugendhilfe, dass wir die zusammenbringen müssen, 

wenn wir tatsächlich bedarfsgerechte Angebote und Hilfen entwickeln.  

 

Herr Diskowski: Ich sehe die Notwendigkeit, falsche Alternativen aufzulösen. Zwei 

sind mir in der Diskussion aufgefallen. Die scheinbare Alternative zwischen 

Fachlichkeit und Sparen. Meines Erachtens ist der Kämmerer der größte Verbündete 

bei der Einführung solcher Angebote. Sie sparen langfristig an Erziehungsdiensten 

und sozialer Hilfe und kurzfristig spart jeder Platz in der Kindergruppe einen 

Krippenplatz oder Tagespflegeplatz. Wenn es strukturelle Hindernisse gibt, dass 

nicht gespart werden kann, weil die Regulationen schief sind, dann müssen die 

Regulationen richtig gestrickt werden. Alle Akteure zusammengenommen, sparen bei 

diesem Angebot und deswegen muss man den Schulterschluss mit dem Kämmerer 
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suchen und nicht falsche Alternativen aufbauen. Zweitens gibt es meines Erachtens 

einen falschen Widerspruch zwischen Deregulierung und Regulierung. Es geht doch 

um kluge Regulierung. Ich hab ein Beispiel genannt mit der Gruppengröße, das halte 

ich für Unsinn, so was zu regulieren. Aber man muss die pädagogische Qualität 

regulieren. Ich glaube, dass es richtig ist, über Professionalität zu reden und zu 

fragen, wodurch wir Professionalität herstellen? Aber man darf nicht überregulieren, 

indem man Kataloge von Berufen hat und andere wieder ausschließt. Es ist nach 

meinem Erachten falsch, Pädagogik in bestimmte Tätigkeiten zu unterteilen, so 

funktioniert Pädagogik nicht. So stellen sich das Leute vor, die davon nichts 

verstehen. Aber wir können natürlich mit multiprofessionellen Teams arbeiten, in 

denen unterschiedliche Professionen eine Rolle spielen. Also geht es nicht darum, 

Regulationen abzubauen, sondern darum kluge Regulationen zu finden, die die 

Qualität sichert. Das ist die hohe Kunst der Politik. 

 


